Preußiſche Gef etzammlung 


— Nr. 15. —— 


(Nr. 11199.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Hamburg, betreffend Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Barmbeck nach Volksdorf und Wohldorf mit Abzweigung 
von Volksdorf nach Schmalenbeck und Groß Hansdorf (Walddörferbahn). 
Vom 17. März 1912. 


Seine Majeftát der König von Preußen und der Hohe Senat der Freien und 
Hanſeſtadt Hamburg haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Barmbeck nach Volksdorf und Wohldorf mit Abzweigung 
von Volksdorf nach Schmalenbeck und Groß Hansdorf (Walddörferbahn) zu Bee 
vollmächtigten ernannt: 8 

Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſtihren Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, Wirklichen 
Geheimen Rat Alfred von Kiderlen-Waechter, 
der Hohe Senat der Freien und Hanſeſtadt Hamburg: 
den außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter der 
Hanſeſtädte am Königlich Preußiſchen Hofe, Dr. Karl Peter Klüg— 
mann, 
von denen, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, nachſtehender Staatsvertrag 
abgeſchloſſen worden ift: : 
Artikel 1. 

1. Hamburg beabſichtigt, eine elektriſche Eiſenbahn von Barmbeck über 
Farmſen⸗Berne und Volksdorf nach Wohldorf mit Abzweigung von Volksdorf 
nach Schmalenbeck und Groß Hansdorf zu bauen. 

2. Preußen geſtattet nach Maßgabe der nachſtehenden näheren Beſtim⸗ 
mungen Hamburg den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb des preußiſchen 
Staatsgebiets und erklärt ſich ferner bereit, für den Fall, daß Hamburg die 
Bauausführung oder den Betrieb dieſer Bahn einem Dritten übertragen ſollte, 
dieſem Dritten hierzu für das preußiſche Staatsgebiet die Genehmigung zu erteilen. 


Artikel 2. 

1. Sofern die elektriſche Hauptbahn Hamburg Ohlsdorf und die pro: 
jektierte Güterumgehungsbahn von der Walddörferbahn gekreuzt werden, wird 
ſich Hamburg hierüber mit der preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung verſtändigen. 
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2. Vor der etwaigen Geſtattung fpaterer Anſchlüſſe anderer Bahnen auf 
preußiſchem Gebiet tft Hamburg zu hören. 

3. Die Bahn ſoll eine Spurweite von 1/435 m erhalten und — unter 
Vermeidung von Kreuzungen mit Straßen und Wegen in Schienenhöhe — auf 
eigenem Bahnkörper zweigleiſig fo hergeſtellt werden, daß ein unmittelbarer Über⸗ 
gang der Betriebsmittel zwiſchen der Hamburger Hochbahn und der neuen Bahn 
möglich iſt. Die Bahn ſoll dem Perſonenverkehre dienen. Um die Möglichkeit 
zu haben, auch Güterverkehr einzurichten, bleibt Hamburg freigeſtellt, dem Bahn⸗ 
körper und den Kunſtbauten die für drei oder noch mehr Gleiſe erforderliche 
Breite zu geben und zur Ausführung dieſer Gleiſe nach eigenem Ermeſſen zu 
ſchreiten. 

4. Bau und Betrieb der Bahn ſind nach Maßgabe der für Haupt 
eiſenbahnen geltenden Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 387) ſowie der dazu ergehenden 
ergänzenden und abändernden Beſtimmungen einzurichten. 

5. Die Feſtſtellung der ſämtlichen Bauentwürfe ſowie die Prüfung der 
anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Motoren, ſteht Hamburg allein zu, 
jedoch innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets vorbehaltlich der Zuſtimmung 
Preußens zur Führung der Linie, insbeſondere auch zur Beſtimmung der Zahl 
und Lage der Stationen. Dasſelbe gilt für ſpätere Anderungen und Erwei⸗ 
terungen der urſprünglichen Bahnanlagen, insbeſondere Anlegung neuer Stationen. 

6. In landespolizeilicher Beziehung bleibt die Prüfung und Genehmigung 
der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegen, Brücken, Über⸗ 
gängen, Triften, Einfriedigungen und" Waſſerzügen Vorflut⸗, Be- und Ent: 
wäſſerungsanlagen) ſowie die Anlage von Sicherheitsſtreifen betreffen, nebſt der 
baupolizeilichen Prüfung der Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres 
Gebiets vorbehalten. i 

7. Die geſamte Bahn ſoll ſowohl in ihrer baulichen Ausführung als in 
ihren Betriebseinrichtungen als eine einheitliche Anlage gelten und ihre Behand⸗ 
lung innerhalb beider Staatsgebiete gleichmäßig ſein. 


Artikel 3. i 
Hamburg wird auf preußiſchem Staatsgebiete das Enteignungsrecht verliehen. 


Artikel 4. 
Alle Entſchädigungs- und ſonſtigen privatrechtlichen Anſprüche, die aus 
Anlaß des Baues und Betriebs der Bahn auf preußiſchem Staatsgebiet erhoben 
werden, hat Hamburg zu vertreten. 


Artikel 5. 


Die Tarifbildung, die Art und Weiſe der Beförderung, die Entſcheidung 
über die Betriebsmittel und die ſonſtige Ausſtattung der Bahnanlagen ſowie die 
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Feſtſtellung des Fahrplans bleibt Hamburg überlaſſen mit der Maßgabe, daß 
die in Preußen liegenden Strecken grundſätzlich nicht ungünſtiger behandelt werden 
als die auf hamburgiſchem Gebiete liegenden und Preußen vor der Vornahme 
wichtigerer Anderungen der Fahrpläne und Tarife gehört wird. 


Artikel 6. 
1. Die Landeshoheit bleibt jedem Staate für die in ſeinem Gebiete gelegenen 
Bahnſtrecken ausſchließlich vorbehalten. 
2. Auch ſollen die an der Bahn zu errichtenden Hoheitszeichen nur die 
der zuſtändigen Landesregierung ſein. 


Artikel 7. 

1. Die techniſche Aufſicht über den Betrieb und den betriebsfähigen Zuſtand 
der Bahn ſoll Hamburg zuſtehen. 

2. Preußen bleibt vorbehalten, die Handhabung der ihm zuſtehenden 
Hoheitsrechte, die Wahrnehmung ſeiner aus dieſem. Vertrage hinſichtlich der Wald— 
dörferbahn ſich ergebenden Rechte und die etwaigen Verhandlungen mit der 
Bahnverwaltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſar zu übertragen. 
Die Eiſenbahnverwaltung wird ſich an die mit der Vertretung beauftragte Behörde 
oder den Kommiſſar in allen zu deren Zuſtändigkeit gehörenden Angelegenheiten 


wenden, auch ihnen jede für ihre Zwecke nötige Einſicht geſtatten oder Auskunft erteilen. 


Artikel 8. 

1. Die Bahnpolizei auf den innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets ge 
legenen Bahnſtrecken wird durch die Organe der hamburgiſchen Bahnverwaltung 
ausgeübt. Preußen wird Vorſorge treffen, daß das Bahnperſonal in der Aus⸗ 
übung der Bahnpolizei auf preußiſchem Staatsgebiete von den dortigen Behörden 
die nötige Unterſtützung erhält. 

2. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationierten Bahnpolizeibeamten 
ſind bei den zuſtändigen Behörden zu verpflichten. 2 


Artikel 9. * 

1. Hamburgiſche Staatsangehörige, die in dem Königlich Preußiſchen 
Gebiete beim Betriebe der Bahn angeſtellt werden, erleiden dadurch keine Anderung 
ihrer Staatsangehörigkeit. 

2. Die Bedienſteten der Bahn find rückſichtlich der Diſziplin lediglich 
ihren Dienſtvorgeſetzten, im übrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates 
unterworfen, in dem ſie ihren Wohnſitz haben. 

3. Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen 
ähnlichen Unterbeamten der Bahn ſoll bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb 
des Gebiets eines jeden der vertragſchließenden Staaten auf die Bewerbungen 
ihrer Angehörigen tunlichſt Rückſicht genommen werden. 
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Artikel 10. 


Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheits⸗ 
rechte, insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſen⸗ 
bahnſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, werden Gebühren und Auslagen 
von den vertragſchließenden Staaten nicht erhoben werden. 


Artikel 11. 

Ein Recht auf den Erwerb der im preußiſchen Staatsgebiete gelegenen 
Bahnſtrecken wird Preußen, ſolange die Bahn im Eigentume Hamburgs ſich be— 
findet, nicht in Anſpruch nehmen. 

Artikel 12. 

Für den Fall der Abtretung des hamburgiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es Hamburg freiſtehen, auch die aus dieſem Vertrage hin 
ſichtlich der Walddörferbahn erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit 
zu übertragen. Im übrigen wird Hamburg ohne Zuſtimmung Preußens die 
Walddörferbahn nicht veräußern. 

Artikel 13. 

Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert werden. 

Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin erfolgen. 

So geſchehen zu Berlin, den 17. März 1912. 


(L. S.) v. Kiderlen-Waechter. (L. S.) Klügmann. 


Schlußprotokoll 


. zum 
Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Hamburg wegen Herſtellung einer 


Eiſenbahn von Barmbeck nach Volksdorf und Wohldorf mit Abzweigung 
von Volksdorf nach Schmalenbeck und Groß Hansdorf (Walddörferbahn). 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um 
zum Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 


Barmbeck nach Volksdorf und Wohldorf mit Abzweigung von Volksdorf nach 


Schmalenbeck und Groß Hansdorf vereinbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. 
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Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende Erklärungen 
aufgenommen worden, die mit der Ratifikation des Vertrags als mitgenehmigt 
gelten und mit den Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleichverbindliche Kraft 
haben ſollen: 

Zu Artikel 2 Ziffer 4 des Vertrags. 

Es wird bemerkt, daß das Reichs-Eiſenbahnamt im Einvernehmen mit dem 
Königlich Preußiſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten eine Reihe von Abweichungen 
von der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung zugelaſſen hat. 


Zu Artikel 2 Ziffer 5 des Vertrags. 

Preußen erkennt an, daß die in dem anliegenden Plane enthaltene Linien⸗ 
führung, insbeſondere die Zahl und Lage der Stationen, den Anforderungen ent⸗ 
ſprechen, die es auf Grund der Ziffer 5 Satz! des Artikel 2 geſtellt hat Weitere An⸗ 
forderungen wird es auf Grund dieſer Beſtimmung beim Baue der Bahn nicht ſtellen. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen Ausfer⸗ 
tigungen des Vertrags ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
unterſiegelt worden, und es haben die Bevollmächtigten der Königlich Preußiſchen 
Staatsregierung und des Senats der Freien und Hanſeſtadt Hamburg je eine 
Ausfertigung des Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 17. März 1912. 


(L. S.) v. Kiderlen⸗Waechter. (L. S.) Klügmann. 


Der vorſtehende Staatsvertrag und das dazu gehörige Schlußprotokoll ſind 
ratifiziert worden; die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden hat in Berlin 
ſtattgefunden. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefesfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 Ab 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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